SATZUNG

Uber die Anderung des Bebauungsplans
"DieselstraBe Ost II "
der Stadt Ettlingen

Nach §§ 10, 13 Abs. I des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. Dez. 1986 (BGB1 I S. 2253) zuletzt gedndert durch Art. 21 § 5
des Steuerreformgesetzes 1990 vom 25.07.1988 (BGB1 I S. 1093), § 73 Abs. I,
VI der Landesbauordnung fir Baden-Wirttemberg in der Fassung vom 28.Nov.1983
(GB1., S. 770, ber. Gb1.1984 S. 519) zuletzt gedndert durch Art. 6 des Geset-
zes zur Anderung des Wassergesetzes vom 22.Feb.1988 (GB1. S. 54) i.V.m. § 4
der Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg in der Fassung vom 3.0kt.1983
(GB1. S. 578, ber. S. 720) zuletzt gedndert durch das Gésetz zur Anderung
kommunalrechtlicher Vorschriften vom 18.Mdrz 1987 (GB1. S. 161) hat der
Gemeinderat der Stadt Ettlingen am 24.04.1991 die Anderung des Bebauungs-
plans "DieselstraBe Ost II", der am 15.03.1983 genehmigt worden ist, als
Satzung beschlossen.

§ 1
Gegenstand der Anderung

Gegenstand der Anderung ist § 8 Absatz 2 der am 15.03.1983 vom Regierungspri-
$idium Karlsruhe genehmigten Vorschriften des Bebauungsplans.

§ 2

Inha1t der Anderung

§ 8 Absatz 2 der in § 1 genannten Vorschrift wird aufgehoben und erhilt
stattdessen folgende Fassung:

Fir Dachaufbauten gilt: .

1. Bei Dachneigungen iiber 30° sind Dachaufbauten zuldssig.

Sie diirfen die Grundform der Dacher nicht verunstaltend verdndern und

missen mit der jeweiligen Gebdudeansicht harmonieren.

Als Dachaufbauten sind Einzelgaupen oder Zwerchhiuser zuldssig.

Zwerchhauser dirfen 1/3 der Trauflange nicht (berschreiten.

Bei Dachgaupen ist das obere Drittel des Daches freizuhalten.

Einzelgaupen diirfen eine max. Ansichtsfldche von 4,0 gm und eine max.

Breite von 3,0 m haben.

Die Lange a11er Einzelgaupen darf 1/2 der Gebidudelédnge nicht

iiberschreiten,

6. Gaupen miissen zur Giebelwand einen Abstand von mindestens 1,5 m
einhalten.

7. 2wischen den E1nze1gaupen ist ein Abstand von mindestens 0,75 m
einzuhalten.
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§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig 1.5. des § 74 Abs. Il Ziff. 2 LBO BW handelt, wer den auf-
grund von § 9 Abs. IV BauGB i.V.m. § 73 Abs. I Ziff. 1 LBO BW ergangenen
Bestandteilen dieser Satzung vorsatzlich oder fahrldssig zuwiderhandelt.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

jngen 20. Mai 1992
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rblirgermeister

Planungsamt . Ettlingen, 30. Juli 1992
61/L6/S1

BEURKUNDUNG

Die Satzung iliber die Enderung des Bebauungsplanes "DieselstraBe Ost II"
wurde im Amtsblatt der Stadt Ettlingen am 23.07.1992 ortsiblich bekanntge-
macht. Die Satzung ist damit am Tag der 6ffentlichen Bekanntmachung
(23.07.1992) in Kraft getreten.
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BEBAUUNGSVORSCHRIFTEN

ABSCHNITT [

Art der baulichen Nutzung

61

Zulissige Nutzungen

Die Art der baulichen Nutzung richtet sich nach den Festsetzungen
im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes und den sich daraus er-
-gebenden Regelungen der Baunuizungsverordnung (BauNVO), so-
weit aufgrund von § 1 Abs. 5 BauNVO im folgenden nichls anderes
bestimmt wird.

§ 2

Wohnen im Planungsgebiet

(1) Inden als Gewerbegebiet (GE) ausgewieéenen Bercichen darf
pro Einzelgrundstiick nur eine Wohnung fiir den in § 8 Abs. 3 Nr. 1
BauNVO genannten Personenkreis errichtet werden.

(2) Absatz | gilt auch entgegen § 6 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO fir die
im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes als Mischgebiete (MT)
ausgewiesenen Bereiche.

(3) Die Wohnungen nach Abs. 1 und 2 sind in die Betriehsgebiu-
de zu integrieren, die Frrichtung separater Wohngebiude ist unzu-
lassig.

§ 3

Einschrankungen und Ausnahmen

Entgegen § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den als Mischgebiet
festgesetzten Bereichen Einzethandelsbetriebe unzuldssig. Ausnah-
men im Sinne von § 6 Abs. 3 BauNVO sind nicht Bestandteil des
Bebax.lungSpl-énes.



§ 4
Immissionsschutz -

(1) Betriebliche Anlagen auf Grundstiicken, die im zeichnerischen
Teil des Bebauungsplanes mit einem- Einschrénkungsvermerk nach
§ 4 Abs. 1 BauNVO versehen sind, dirfen keine Emistionen be-
ziiglich Geruchs- und Gasentwicklung o.4. aufweisen. Die Schall-
emissionen diirfen in diesen Bereichen 53dBA nicht iiberschreiten.

(2) Fir alle Grundstiicke wird festgesetzt, daf zusammen mit dem
Bauantrag eine Aufstellung aller zu erwartender Emissionen einge-
veicht wird, zusammen mit einer Prognose des vorgesehenen Ver-
kehrsaufkommens.

ABSCHNITYT I

Maf der baulichen Nutzung

§ 5

Grundflichen und Baumassen

Die iiberbaubaren Flichen sowie die zuldssigen, baulichen Nutzun-
gen sind durch Zeichnung oder textlicher Festsetzung von Grund-
flichenzahl und Geschofiflichen- oder Baumassenzahl bestimmt.

4 § 6
Hohen baulicher Anlagen

(1) Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sind fiir einzelne
iiberbaubare Flichen differenzierte Hohen als Maximalmafie ange-
geben. '

(2) Die angegebenen Hohen gelten nicht fiir erforderliche Kamine
und Be- oder Entliiftungsanlagen sowie-andere, technisch notwen-
dige Bauteile. Deren Hohe wird im gesamten Planungsgebiet auf
max. 10 m festgesetzt. '



ABSCHNITT 1

Bauliche Gestaliung

§ 7
Fassadengestaltung

(1) Ts ist anzustreben, daf Fassaden mit mehr als 15 m Abwick-
lungslinge durch Architekturelemente so gegliedert werden, dah
auf eine Linge von jeweils 15 m ablesbare Baukdrper erscheinen.

(2) Eine differenzierte Farbgestaltung der Fassaden ist ausdriick-
lich erwiinscht. Hierbei ist jedoch die Verwendung glinzender oder
leuchtender Farben unzuldssig.

§ 8
Dachaushildung

(1) Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes allgemein vor-
geschriebenen Flachdicher sind zu bekiesen, wenn sie nicht, was
ausdriicklich erwiinscht ist, begriint werden.

(2) Dachaufbauten mit Ausnahme von Anlagen im Sinne von § 6
Abs. 2 dieser Bebauungsvorschriften sind unzulissig.

siehe Anderungssatzung 20.05.1992 !

§ 9
Werbeanlagen

(1) Die Verwendung selbstleuchtender Werbeanlagen ist unzulissig.
(2) Werbeanlagen diirfen Architekturelemente nicht iiberdecken.
(3) Es sind nur Werbeanlagen zulissig, die im Zusammenhang mit
der auf dem Grundstiick angebotenen Leistung, einem dort herge-

stelltem Produkt oder dem Namen der dort ansissigen Firma stehen.

(4) Werbeanlagen bediifen der Genehmigung. A


pl10
Textfeld
siehe Änderungssatzung 20.05.1992 !



§ 19
Stellplatze und Garagen

(1) Die Zahl dev erforderlichen Stellplitee und Garagen richtet
sich nach den Vorschriften des Garagenerlasses in der zur Zeit des
Bauantrages giiltigen Fassung. Stellplitze oder Garagen sind gleich-
zeitig mit dem gesamten Bauvorhaben zu eystellen.

(2) 1o den Bereichen zwischen 6ffentlicher Veikehrsflache und
Gebiude sind zur Sicherstellung einer optimalen Begriinung Stell-
plitze unzulissig. In begriindeten Fillen kénnen hiervon Ausnah-
men fiir Besucherparkplitze gestattet werden.Jn diesen Fallen sind
Stellplatze dort mit Rasensteinen zu gestalten.

§ 11
Oberflichengestaliung

(1) Auf den Grundstiicken dirfen im folgenden niher bezeichnete
Flichenanteile nicht versiegelt werden:
bis 1 500 qm Grundstiicksgrofie 15 % .
iber 1 500 gm ” 20 %

(2) Diese Ilachen sind landschaftsgértnerisch anzulegen und zu
unterhalten.

(3) Nicht iiberdachte Steilpldtze sind mit Rasensteinen oder was-
sergebundenen Decken zu gestalten.

(4) Auf die nach Abs. 1 nicht zu versiegelnden Flichen werden
Stellplatze nicht angerechnet.

§ 12
Bepflanzungen
(1) Auf den Grundstiicken ist spitestens 1 Jahr nach Gebrauchs-

abnahme pro 250 gm Grundstiicksfliche mindestens ein Baum der
Wuchsklasse 1 mit mehr als 19 cm Stammumfang zu pflanzen.



(2) Soweit im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes nicht ge-
nigend Standorte fiir dic nach Abs. 1 zu pflanzenden Bdume durch
Pflanzgebote ausgewiesen sind, missen zusitzliche Standorte im
aufzustellendem Grimordnungsplan ausgewiesen werden.

(3) Aus Standortgriinden dinfen keine Nadelgeholze gepflanzt
werden.

§ 13

Einfriedigungen

(1) Die Hohe der Einfriediguingen an &ffentlichen Verkehrstla-
chen darf max. 0,90 m betragen. Wird der 5tadt Ettiingen ein be-
sonderes Sicherheitsbediirfnis wegen der Ari des angesiedelten Be-
triebes nachgewiesen, konnen ausnahmsweise Einfriedigungen bis
zu einer Hohe von 2,00 m gestattet werden.

{2) LEntlang der iibrigen Grundstiicksgrenzen diirfen Einfriedigun-
gen 2,00 m hoch sein.

(3) Folgende Materialien werden fiir Finfriedigungen zugelassen:
L. Heckenpflanzungeh in der in Abs. 1 und 2 genannten

Hohe

2. Drahtgeflecht mit griinem Kunststoffilberzug auf
einer maximal 0,20 m hohen Sockelmauer

3. Dunkelfarbig impréig.niert'e Holzzaune mit ausschliefs-
lich senkrechter Lattung auf einer maximal 0,20 m
hohen Sockelmauer



§ 14

Grinordnungsplan

(1) Zusammen mit dem Bauantrag ist ein Gestaltungsplan fir den
Freiraum einzureichen, der dann Bestandteil der Baugenehmigung

wird.

(2) Eine Beratung bei der Aufstellung des Griinordnungsplanes
kann bei Bedarf durch die Garten- und Friedhofsabteilung der Bau-

verwaltung erfolgen.
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